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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Götz, Böhm (Melsungen), 
Haase (Kassel), Hösl, Dr. Mende, Stahlberg, Frau Dr. Walz und Genossen 
— Drucksache 7/3001 — 

betr. Bürgerinitiativen im Rahmen der gepianten Neubaustrecke der DB 
Hannover - Gemünden 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 9. Ja- 
nuar 1975 - E 6/00.02.11/136 B 74 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß - auch im 
Vergleich zu umstrittenen Straßenbauprojekten - erstaunlich 
viele Bürgerinitiativen gegründet wurden mit dem Ziel, insbe- 
sondere aus Gründen des Umweltschutzes, die geplante Eisen- 
bahn-Neubaustrecke Hannover - Gemünden zu verhindern? 

Grundsätzlich bewertet die Bundesregierung die Aktivitäten 
von Bürgerinitiativen positiv. 

Die Planung der Neubaustrecke Hannover - Würzburg ist in 
einem Stadium, in dem die Bundesregierung mit der Linien- 
führung noch nicht im einzelnen befaßt ist. Zur Zeit werden 
für Teilabschnitte die landesrechtlichen Raumordnungsverfah- 
ren durchgeführt. Ein Eingreifen der Bundesregierung in diese 
Verfahren ist rechtlich nicht möglich. Die Tatsache, daß in ge- 
wissen Bereichen, im wesentlichen im Raum Fulda, Einwendun- 
gen gegen die Trassenführung erhoben werden, gibt Anlaß, für 
den Fall einer Entscheidung in der Trassenführung durch den 
Bundesminister für Verkehr in späteren Planf es tstellungs ver- 
fahren auf die Einwendungen besonders Rücksicht zu nehmen. 


2. Welche Gründe waren im einzelnen dafür maßgebend, daß die 
ursprünglichen Streckenneubau- Vorhaben der Deutschen Bundes- 
bahn bereits reduziert wurden? 

Das Programm der Deutschen Bundesbahn zur Verbesserung 
der Kapazitäten im Nord-Süd-Verkehr (Neubau der Strecken 
Hannover- Würzburg, Mannheim - Stuttgart und Köln -Groß 
Gerau) ist im Grundsatz nicht reduziert worden. Da das Unter- 
suchungsergebnis für die Planung der Deutschen Bundesbahn 
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zur Neubaustrecke Köln -Groß Gerau keine hohe volkswirt- 
schaftliche Dringlichkeit feststellte, forderte die Bundesregie- 
rung die Deutsche Bundesbahn auf, nach anderen Lösungen in 
diesem Raum zu suchen. 


3. Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, schlüssig darzu- 
legen, daß der Eisenbahnstrecken-Neubau Hannover - Gemünden 
auch unter dem Aspekt neuer Verkehrstechnologien aus volks- 
wirtschaftlicher Sicht und im unternehmerischen Interesse der 
Bahn zwingend notwendig ist? 

Die Bundesregierung hat eine volkswirtschaftliche Analyse in 
Verbindung mit einer betriebswirtschaftlichen Untersuchung für 
die Neubaustrecke Hannover- Würzburg durchgeführt. Das 
Ergebnis dieser Untersuchung ergab die zwingende Notwendig- 
keit des Neubaus dieser Strecke; andernfalls müßte die Volks- 
wirtschaft mit erheblich höheren Belastungen, die Bundesbahn 
mit einer zusätzlichen Verschlechterung ihres Wirtschafts- 
ergebnisses rechnen. 

Der Stand der Entwicklung neuer Technologien erlaubt noch 
keine Aussage über ihre Realisierbarkeit in der Praxis. Auch 
die Umweltfreundlichkeit neuer Technologien, vor allem bei 
hohen Geschwindigkeiten, ist nicht erwiesen. Für den Fall einer 
befriedigenden Lösung würde eine unabdingbare europäische 
Abstimmung noch sehr viel Zeit erfordern. Im übrigen war nie 
davon aisgegangen worden, daß eine sogenannte Hoch- 
leistungsschnellbahn - beschränkt auf sehr wenige Relationen - 
eine Alternative zum Streckenausbau der Deutschen Bundes- 
bahn darst heil . "Me. 


4. Wie will die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß im Falle 
des tatsächlichen Baues der neuen Schienenstraße Hannover - 
Gemünden den von den Bürgerinitiativen vorgetragenen Belan- 
gen des Umweltschutzes in wirksamer Weise Rechnung getragen 
wird? 

Bei Meinungsverschiedenheiten in der Trassenführung ent- 
scheidet in Planfeststellungsverfahren der Bundesminister für 
Verkehr. Er wird alle Einwendungen eingehend prüfen und bei 
seiner Entscheidung eine Lösung anstreben, die allen Belangen 
möglichst optimal Rechnung trägt. 

Was den Lärmschutz anbelangt, so wird voraussichtlich noch in 
diesem Jahr die Rechts Verordnung „Schienenverkehrslärm" zur 
Ausfüllung des Bundesimmissionsschutzgesetzes in Kraft treten. 
Zu dieser Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, werden die beteiligten Kreise gehört. 
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